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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Juli 1970 

IV/ 1 - 68070- E-Ro 3/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Erhöhung des 
Gemeinschaftszollkontingents für Rohmagiiesium der Tarif- 
nummer 77.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Elerrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 30. Juni 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R- Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Erhöhung des Gemeinschaftszollkontingents 
für Rohmagnesium der Tarifnr. 77.01 A des 
Gemeinsamen Zolltarifs 

(von der Kommission dem Rat vorgclegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 2615/69 vom 15. De- 
zember 1969^) ist ein Gemeinschaftszollkontingent 
in Höhe von 15 000 Tonnen für Rohmagnesium der 
Tarifnr. 77.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs eröff- 
net und auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt worden. 

Auf Grund der zur Zeit verfügbaren jüngsten Vor- 
ausschätzungen und Unterlagen ist anzunehmen, 
daß der Verbrauch und die Erzeugung der Ware in 
der Gemeinschaft im Jahre 1970 64 070 Tonnen bzw. 
19 200 Tonnen erreichen können. Unter Berücksich- 
tigung der auf 700 Tonnen geschätzten Ausfuhren 
nach dritten Ländern sowie der Einfuhren im aktiven 
Veredelungsverkehr in Höhe von rund 21 050 Ton- 
nen und der in einigen Mitgliedstaaten bestehenden 
Lagervorräte in Höhe von 1100 Tonnen, kann der 
Einfuhrbedarf der Gemeinschaft aus dritten Ländern 
im Jahr 1970 mit 22 000 Tonnen veranschlagt wer- 
den. Mit der vorgenannten Verordnung ist bereits 
eine Kontingentsmenge in Höhe von 15 000 Tonnen 
eröffnet worden; es erscheint daher angezeigt, die 
Menge dieses Gemeinschaftszollkontingents um 
7000 Tonnen zu erhöhen. 

Diese zusätzliche Kontingentsmenge von 7000 Ton- 
nen ist nach dem in der vorgenannten Verordnung 
festgelegten und durch die Marktentwicklung dieser 
Waren bestätigten Verhältnis zwischen nicht legier- 
tem Rohmagnesium und legiertem Rohmagnesium, 
sowie in Anbetracht der kurzfristigen Entwicklungs- 
aussichten für die Gemeinschaftserzeugung von nicht 
legiertem Rohmagnesium in zwei Teilmengen aufzu- 
teilen, und zwar eine Menge von 560 Tonnen für 
nicht legiertes Rohmagnesium und eine Menge von 
6440 Tonnen für legiertes Rohmagnesium. Außerdem 
schließen diese Mengen, die das Ergebnis vorsich- 
tiger Schätzungen sind, spätere Berichtigungen nicht 
aus. 

In der vorgenannten Verordnung waren Beteili- 
gungsprozentsätze der Mitgliedstaaten sowohl für 
nicht legiertes Magnesium als auch für legiertes 
Magnesium festgesetzt. Da für die gegenwärtige 
Entwicklung im Sektor der genannten Ware keine 
ausreichend repräsentativen Angaben aus jüngster 


Zeit vorliegen, erscheint es angezeigt, sich an die 
genannten Prozentsätze zu halten. Damit ergibt sich 
nachstehende prozentuale Beteiligung: 

— bei nicht legiertem Rohmagnesium: 


Deutschland 62,22 

Frankreich 0,80 

Italien 0,20 

Niederlande 14 

Belgisch-Luxemburgische 
Wirtschaftsunion 22,78 

- bei legiertem Rohmagnesium: 

Deutschland 99 

Frankreich 0,21 

Italien 0,22 

Niederlande 0,36 

Belgisch-Luxemburgische 
Wirtschaftsunion 0,21 


Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Waren in die einzelnen Mitgliedstaaten 
besser Rechnung zu tragen, ist - wie bereits in der 
vorgenannten Verordnung - die Teilmenge für jede 
Magnesiumqualität in zwei Raten zu teilen, wobei 
die erste Rate nach den vorgenannten Prozentsät- 
zen auf die einzelnen Mitgliedstaaten aufgeteilt und 
die zweite Rate der aufgrund der vorgenannten 
Verordnung gebildeten entsprechenden Reserve- 
mengen zugeführt wird. Nach der üblichen Auftei- 
lung von 80 v.H. bzw. 20 v.H. belaufen sich die 
ersten Raten auf 450 Tonnen für nicht legiertes Roh- 
magnesium und auf 5150 Tonnen für legiertes Roh- 
magnesium, wobei die Restmengen, d. h. jeweils 
110 Tonnen und 1290 Tonnen, die zusätzlichen Re- 
servemengen bilden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Das durch Verordnung (EWG) Nr. 2615/69 vom 
15. Dezember 1969 für Rohmagnesium der Tarif- 
nummer 77.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs eröff- 
nete und auf die Mitgliedstaaten aufgeteilte Ge- 
meinschaftszollkontingent wird von 15 000 Tonnen 
auf 22 000 Tonnen erhöht. 

Die zusätzliche Kontingentsmenge von 7000 Tonnen 
wird unterteilt in: 

a) 560 Tonnen Rohmagnesium mit einem Gehalt an 
reinem Magnesium von 99,8 Gewichtshundert- 
teilen oder mehr; 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 326 
vom 29. Dezember 1969, Seite 20 
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b) 6440 Tonnen Rohmagnesium mit einem Gehalt an i Italien 11 Tonnen 

reinem Magnesium von weniger als 99,8 Ge- Niederlande 19 Tonnen 

wichtshundertteilen. Belgisch-Luxemburgische 

Wirtschaftsunion 11 Tonnen. 


Artikel 2 

1. Eine erste Rate der beiden in Artikel 1 genann- 
ten Kontingentsmengen, die sich jeweils auf 450 
Tonnen für nicht legiertes Rohmagnesium sowie auf 
5150 Tonnen für legiertes Rohmagnesium belaufen, 
wird auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. Die Quoten, 
die vorbehaltlich der Bestimmungen von Artikel 6 
der vorgenannten Verordnung bis zum 31. Dezember ' 
1970 gültig sind, belaufen sich für die einzelnen 
Mitgliedstaaten auf folgende Mengen: I 

a) Für Rohmagnesium mit einem Gehalt an reinem j 
Magnesium von 99,8 Gewichtshundertteilen oder 
mehr: 

Deutschland 280 Tonnen 

Frankreich 3,6 Tonnen 

Italien 0,9 Tonnen 

Niederlande 63 Tonnen 

Belgisch-Luxemburgische ! 

Wirtschaftsunion 102,5 Tonnen. 

b) Für Rohmagnesium mit einem Gehalt an reinem 
Magnesium von weniger als 99,8 Gewichtshun- ! 
dertteilen: 

Deutschland 5099 Tonnen 

Frankreich 10 Tonnen 


2. Die zweiten Raten in Höhe von jeweils 110 Ton- 
nen bzw. 1290 Tonnen werden den auf Grund von 
Artikel 2 Absatz 2 der vorgenannten Verordnung 
gebildeten Gemeinschaftsreservemengen zugeführt, 
die damit von 150 Tonnen auf 260 Tonnen für nicht 
legiertes Rohmagnesium bzw. von 2760 Tonnen auf 
4050 Tonnen für legiertes Rohmagnesium erhöht 
werden. 

Artikel 3 

Die Kontingentsmenge und die in den Artikeln 1 
und 2 vorgesehenen Quoten werden nach den Be- 
stimmungen der Artikel 3 bis 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2615/69 vom 15. Dezember 1969 ver- 
waltet. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
1 lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 

Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


1. In einem Briefwechsel mit der nordischen Dele- 
gation (Dok. NCG(67) 44 rev. vom 13. Oktober 
1967 - Anlagen NORD 2 und 5) hat die Europäi- 
sche Wirtschaftsgemeinschaft sich verpflichtet, 
mit Inkrafttreten des Genfer Protokolls (1967) 
jährlich ein zollfreies Zollkontingent in einer 
Höhe zu eröffnen, dessen Umfang dem Teil des 
Verbrauchs der Gemeinschaft entspricht, der 
nicht durch die Erzeugung dieser Ware innerhalb 
der Gemeinschaft gedeckt wird. 

2. Daher hat der Rat mit Verordnung (EWG) Nr. 
2615/69 vom 15. Dezember 1969^) beschlossen, 
für das Jahr 1970 ein Gemeinschaftszollkontin- 
gent zu eröffnen, dessen Menge auf Grund vor- 
sichtiger Schätzungen, die spätere Berichtigungen 
nicht ausschließen, auf 15 000 t festgesetzt wurde. 

3. Der beiliegende Vorschlag für eine Verordnung 
stützt sich auf die Überprüfung der Lage für Roh- 
magnesium auf dem EWG-Markt, die auf einer 
Konsultationstagung der Sachverständigen aller 
Mitgliedstaaten am 15. Mai 1970 an Hand der 
derzeitig verfügbaren Unterlagen und wirtschaft- 
lichen Vorausschätzungen durchgeführt worden 
ist. Diese bezifferten Unterlagen rechtfertigen die 
in dem Verordnungsvorschlag vorgeschlagene Er- 
höhung der Kontingentsmenge. 

4. Da keine neuen Fakten über den tatsächlichen 
Bedarf der Mitgliedstaaten der beiden Rohmag- 
nesiumqualitäten vorliegen, kann die Aufteilung 
der vorgeschlagenen Erhöhungsmenge in nicht 
legiertes und legiertes Rohmagnesium in dem 
gleichen Verhältnis erfolgen, das bei der vor- 
genannten Verordnung über die Eröffnung der 
Kontingentsmenge von 15 000 t für das Jahr 1970 


vorgenommen wurde. Damit würde die zusätz- 
liche Kontingentsmenge von 700 t in 560 t nicht 
legiertes Magnesium und in 6440 t legiertes 
Magnesium aufgeteilt werden. 

Diese Lösung beinhaltet die Möglichkeit einer 
späteren Berichtigung der genannten Mengen 
auf Grund einer erneut im September aufzu- 
stellenden Bilanz, in der die jüngste Entwicklung 
beim Verbrauch und der Erzeugung von Roh- 
magnesium innerhalb der Gemeinschaft berück- 
sichtigt wird. 

5. Bezüglich der Zuteilung der Quoten für die bei- 
den Magnesiumqualitäten an die Mitgliedstaaten 
zeigte sich, daß die für die ursprüngliche Kon- 
tingentsmenge festgesetzten Prozentsätze beibe- 
halten werden können. Selbstverständlich werd- 
den diese Prozentsätze auf die jeweiligen Teil- 
mengen von 560 t und 6440 t angewandt, ver- 
ringert um die Reservemenge, deren Bildung 
bereits in der vorgenannten Entscheidung vom 
15. Dezember 1969 vorgesehen ist. 

Gemäß der allgemeinen, auf diesem Gebiet ver- 
folgten Linie, wird in dem beiliegenden Verord- 
nungsvorschlag jede Reserveteilmenge auf rund 
20 v.H. der Kontingentsmengen festgesetzt, wo- 
bei - wie ebenfalls in der vorgenannten Verord- 
nung vorgesehen ist - etwaige Restmengen, die 
zu einem bestimmten Zeitpunkt der Kontingents- 
laufzeit in einem der Mitgliedstaaten nicht aus- 
genutzt worden sind, zumindest teilweise auf die 
entsprechende Reservemenge übertragen werden 
müssen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 326 
vom 29. Dezember 1969, Seite 20 
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